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	2012-43
	Motion der FDP/glp-Fraktion betr. "Bewilligung Voranschlag und Steueranlage durch GGR - Änderung Gemeindeordnung" (2012/03); Behandlung


	Traktandum 6, Sitzung 4 vom 23. August 2012

	Registratur
	

	10.061.001
	Motionen


Ausgangslage

An der Sitzung des Grossen Gemeinderates vom 4. Mai 2012 reichte die FDP/glp-Fraktion eine Motion mit folgendem Begehren ein: „Bewilligung Voranschlag und Steueranlage durch GGR – Änderung Gemeindeordnung“ (2012/03).
Die Motionäre begründen den Vorstoss wie folgt: "Die Jahresrechnung 2011 schliesst mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 2,352 Mio. mehr als Fr. 3 Mio. besser ab als erwartet. Der Gemeinderat legt die Gründe, welche zu dieser Verbesserung führten, plausibel dar und wir nehmen das erfreuliche Ergebnis auch sehr gerne zur Kenntnis. Einmal mehr zeigt sich aber, dass zwischen Budget und Rechnung eine grosse Differenz besteht. Dies führt unseres Erachtens unter Anderem auch daher, dass der Budgetprozess in Steffisburg relativ früh im Jahr abgeschlossen werden muss, da der Voranschlag nebst der Behandlung im Gemeinderat und Grossen Gemeinderat, auch dem Stimmbürger zum Beschluss unterbreitet wird. Dies im Gegensatz zu anderen Gemeinden im Kanton Bern, welche das Budget nicht den Stimmbürgern zum Entscheid vorlegen. Mit der neuen Lösung kann der Budgetprozess abgekürzt und vor allem später abgeschlossen werden. Dadurch steht eine verlässlichere Zahlenbasis zur Verfügung, was sich auf die Budgetsicherheit positiv auswirkt. Die Planung wird einfacher und präziser. Der Entscheid des Grossen Gemeinderates soll der fakultativen Gemeindeabstimmung (Referendum) unterstellt werden, sofern die Steueranlage ändert. Damit werden die Volksrechte nicht massgebend beschnitten und die Stimmbürger können bei Bedarf Einfluss nehmen."

Der Gemeinderat hat die Motion am 7. Mai 2012 der Abteilungen Präsidiales (Federführung) und Finanzen zur Stellungnahme zugewiesen.
Stellungnahme Gemeinderat

Grundsätzliches zu Voranschlag und Steueranlage

Steueranlage und Voranschlag bilden insofern eine Einheit, als der Voranschlag die Steueranlage bestimmt und umgekehrt die Steueranlage die Ertragsseite des Budgets wesentlich beeinflusst. Deshalb sind Voranschlag und Steueranlage gemeinsam, d.h. im selben Traktandum bzw. in derselben Vorlage und durch dasselbe Organ, zu beschliessen (Art. 68 Abs. 1 Gemeindeverordnung BSG 170.111). Ansonsten sind die Gestaltungsmöglichkeiten der Gemeinden gross, können sie doch als zuständig zum Beschluss von Budget und Steueranlage bestimmen:

· den Gemeinderat,

· das Parlament (ohne oder mit Vorbehalt der fakultativen Gemeindeabstimmung) oder

· die Stimmberechtigten.

Einzig dann, wenn die Ansätze der ordentlichen Gemeindesteuern ändern, also mehr politischer Zündstoff vorhanden ist, sind die Stimmberechtigten zum Entscheid berufen. In Parlamentsgemeinden kann die Zuständigkeit unter Vorbehalt des fakultativen Referendums auf das Parlament übertragen werden (siehe Gemeindegesetz Art. 23, Abs. 3). Eine Änderung kann eine Erhöhung oder eine Senkung sein. Es ist richtig, Senkungen nicht privilegiert zu behandeln, zumal sie finanzpolitisch ebenso kontrovers und bedeutsam sein können.

Konkret bedeutet dies, dass es seit dem Inkrafttreten des Gemeindegesetzes vom 16. März 1998 einerseits für das Budget nicht einmal mehr den Beschluss des Parlaments erfordert (Lockerung gegenüber früher); andererseits darf nach dem heute gültigen Gemeinderecht das Parlament nicht mehr in eigener Kompetenz und endgültig über Änderungen der Steueranlage beschliessen (Verschärfung). Damit hat der Grosse Rat des Kantons Bern seinerzeit keine kohärente Lösung geschaffen. Konkret bedeutet dies: Ändert mit einem Voranschlag die Steueranlage, unterliegt das Geschäft zwingend dem fakultativen Referendum der Stimmberechtigten.

Zum Inhalt der Motion

Die heutige Regelung in der Gemeindeordnung vom 3. März 2002 besagt in Art. 31 Abs. 1 lit. d, dass die Stimmberechtigten den jährlichen Voranschlag und die damit verbundene Steueranlage sowie den Liegenschaftssteuersatz an der Urne beschliessen. Dies ungeachtet, ob die Vorlage eine Änderung der Steueranlage beinhaltet oder völlig unbestritten ist. Der Voranschlag ohne Änderung der Steueranlage erweckt kaum grosses Interesse bei den Stimmberechtigten, insbesondere dann, wenn keine attraktiven Bundes- oder Kantonsabstimmungen gleichzeitig zur Abstimmung kommen. Bisherige Gemeindeabstimmungen ohne Veränderung der Steueranlage wurden immer mit grossem Mehr angenommen und stellten einzig einen formell notwendigen Akt dar.

Mit der vorliegenden Motion soll die Gemeindeordnung in diesem Bereich revidiert werden, indem die Zuständigkeit zum Entscheid über Voranschlag und Steueranlage abschliessend dem Grossen Gemeinderat übertragen werden soll. Dies unter Vorbehalt der fakultativen Gemeindeabstimmung (Referendum), sofern die Steueranlage ändert. Nimmt der Grosse Gemeinderat die vorliegende Motion an, ist eine Vorlage auszuarbeiten, über welche in letzter Instanz die Stimmberechtigten im Rahmen einer Gemeindeabstimmung zu befinden haben. Eine mögliche Neuformulierung unter Art. 51 Abs. 1 bzw. 2 der Gemeindeordnung könnte wie folgt lauten:

Art. 51 Abs. 1

Der Grosse Gemeinderat beschliesst unter Vorbehalt der fakultativen Gemeindeabstimmung:

a) die Festsetzung des jährlichen Voranschlages der Laufenden Rechnung und die damit verbundene Steueranlage sowie den Liegenschaftssteuersatz, sofern eine Veränderung dieser Ansätze vorgesehen ist;

abis    neue einmalige…

Art. 51 Abs. 2

Er beschliesst in abschliessender Zuständigkeit über:

b) die Festsetzung des jährlichen Voranschlages der Laufenden Rechnung und die damit verbundene Steueranlage sowie den Liegenschaftssteuersatz, sofern keine Veränderung dieser Ansätze vorgesehen ist;

abis    den Verwaltungs…

Stimmt der Grosse Gemeinderat dem vorstehenden Vorschlag zu, müsste als Folge davon Art. 31 Abs. 1 lit. d der Gemeindeordnung, welcher wie folgt lautet, ersatzlos gestrichen werden:

Art.  31 Abs. 1

Die Stimmberechtigten beschliessen an der Urne

c) …

d) den jährlichen Voranschlag und die damit verbundene Steueranlage sowie den Liegenschaftssteueransatz;

Die Budgetierung wird in der sich schnell ändernden Welt immer schwieriger. Insbesondere wechseln die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen immer rascher und werden unberechenbarer. Wegen des mehrstufigen zeitintensiven Entscheidungsablaufs mit Finanzkommission, Gemeinderat, Grosser Gemeinderat, Gemeindeabstimmung muss mit dem Budgetierungsprozess früh begonnen werden und der Gemeinderat die Schlussberatung bereits im August durchführen, damit am letzten Abstimmungstermin im Jahr die Gemeindeabstimmung durchgeführt werden kann und zu Beginn des neuen Jahres ein rechtskräftig genehmigtes Budget vorliegt. Für eine zuverlässige und transparente Budgetierung wirkt sich der Zeitfaktor immer stärker aus. Je später über das Budget entschieden werden kann, umso klarer sind die Grundlagen und Rahmenbedingungen in den Entscheid-Gremien. Die spätere Planung ist sicher ein Vorteil, bietet aber keine Gewähr, dass das Resultat schlussendlich genauer wird. Eine Planung bleibt eine Planung. Diese ist im Zeitpunkt der Erarbeitung immer auf dem aktuellen Stand. Unvorhergesehene Einflüsse sind jederzeit möglich und können Planungen immer positiv oder negativ beeinflussen.  

Die Stossrichtung der Motion ist zeitgemäss und beinhaltet keine massgebliche Beschneidung der Volksrechte, weil bei Veränderungen der Steueranlage oder dem Liegenschaftssteuersatz die Referendumsmöglichkeit besteht. Die Referendumshürde ist in der Gemeinde Steffisburg mit 2,5 % relativ tief und bedeutet, dass für ein Zustandekommen des Referendums bei rund 11'700 Stimmberechtigten gerade einmal 300 Unterschriften notwendig sind, welche innerhalb von 30 Tagen seit der Veröffentlichung des Parlamentsbeschlusses im Thuner Amtsanzeiger gesammelt werden müssten. 

Wird das Referendum gegen einen Beschluss des Grossen Gemeinderates im Zusammenhang mit der Änderung der Steueranlage ergriffen und kommt dieses Zustande, muss eine Gemeindeabstimmung angeordnet und durchgeführt werden. Unter Berücksichtigung der hierfür benötigten Zeit und unter Einhaltung der Beschwerdefristen wird dies dazu führen, dass anfangs Jahr kein rechtskräftiges Budget vorliegt und nur gebundene Ausgaben getätigt werden können. In Parlamentsgemeinden ist es deshalb üblich, dass Änderungen der Steueranlage, welche anlässlich der Behandlung des Voranschlages im Parlament gefordert werden, erst im Folgejahr zusammen mit dem Voranschlag für das darauffolgende Jahr behandelt werden. 

Der Gemeinderat beantragt, die Motion anzunehmen.

Ausweitung des Revisionsauftrags auf Finanzkompetenzen

Da bei Annahme der Motion die Gemeindeordnung ohnehin revidiert werden muss, möchte der Gemeinderat vom Grossen Gemeinderat in Erfahrung bringen, ob er grundsätzlich gewillt ist, auch über die Frage der Finanzkompetenzen zu diskutieren, insbesondere diejenige des Gemeinderates. Im Vergleich zu anderen Gemeinden ist die Finanzkompetenz des Gemeinderates bei einmaligen Ausgaben (heute bis Fr. 150'000.00) und bei jährlich wiederkehrenden Ausgaben (heute bis Fr. 15'000.00) bescheiden. Konkret wird der Grosse Gemeinderat angefragt, ob eine Anpassung von Art. 58 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Art. 51 Abs. 2 lit. c in die Revision einbezogen werden kann, indem diese Kompetenzen zum Beispiel auf Fr. 300'000.00 (einmalige Ausgaben) und Fr. 30'000.00 (wiederkehrende Ausgaben) verdoppelt werden.

Seit Januar 2006 bis und mit der GGR-Sitzung vom 4. Mai 2012 wurden gemäss den Traktandenlisten 639 Geschäfte behandelt (davon 43 Kreditanträge). Mit der neuen Kompetenzregelung würden davon neu 10 Geschäfte in die Zuständigkeit des Gemeinderates verschoben.

Beschluss

1. Die Motion der FDP/glp-Fraktion betr. "Bewilligung Voranschlag und Steueranlage durch GGR – Änderung Gemeindeordnung“ (2012/03) wird angenommen.
2. Der Gemeinderat wird beauftragt, dem Grossen Gemeinderat eine entsprechende Teilrevision von Art. 31 bzw. 51 der Gemeindeordnung vom 3. März 2002 zum Entscheid zu Handen der Gemeindeabstimmung zu unterbreiten.
3. Der Grosse Gemeinderat ist grundsätzlich bereit, auch die Finanzkompetenzen auf allen Stufen (Stimmberechtigte/GGR/GR) über einmalige und wiederkehrende Ausgaben im Rahmen der anstehenden Revision einzubeziehen. Ihm sind konkrete Varianten aufzuzeigen und zur Behandlung vorzulegen.
4. Mit dem Vollzug dieses Beschlusses wird der Gemeinderat beauftragt.
5. Eröffnung an:

· Jürg Marti, Gemeindepräsident 
· Ursulina Huder, Departementsvorsteherin Finanzen 
· Finanzen 
· Gemeindeschreiber
· Präsidiales (10.061.001)

Sofern dieser Beschluss nicht angefochten wird, tritt er 30 Tage nach der Veröffentlichung, d.h. mit Wirkung ab 2. Oktober 2012, in Kraft. 

	Für die Richtigkeit

	Grosser Gemeinderat Steffisburg
Gemeindeschreiber
 

Rolf Zeller
	



Steffisburg, 27. September 2012
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